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Die „Verordnung über die Höhe der Managementprämie für Strom aus Windenergie und sola-
rer Strahlungsenergie (Managementprämienverordnung - MaPrV)“1 vom 2. November 2012 
ist am 7. November 2012 im Bundesgesetzblatt2 verkündet worden und aufgrund ihres § 6 
am 8. November 2012, dem Tag nach der Verkündung, in Kraft getreten.  

 

1 Übersicht über den Verordnungsinhalt 

Diese Verordnung regelt gemäß ihrem § 1 für die Berechnung der Marktprämie nach § 33g 
Absatz 2 EEG 2012 und zur weiteren Verbesserung der Marktintegration des Stroms aus 
erneuerbaren Energien die Höhe der Managementprämie „PM“ für Strom aus 

1. Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Windenergie mit Ausnahme von Offshore-
Anlagen („PM (Wind Onshore)“) abweichend von Nummer 2.2.3 der Anlage 4 zum EEG 
2012, 

2. Offshore-Anlagen („PM (Wind Offshore)“) abweichend von Nummer 2.3.4 der Anlage 4 
zum EEG 2012 und 

3. Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie („PM (Solar)“) ab-
weichend von Nummer 2.4.3 der Anlage 4 zum EEG 2012. 

Diese Verordnung wird gemäß ihrem § 5 nicht auf Strom angewendet, der vor dem 1. Januar 
2013 erzeugt worden ist. Für bis zum 31. Dezember 2012 erzeugten Strom gelten folglich 
noch die im EEG 2012 festgelegten Berechnungsmethoden der Managementprämie.  

 

2 Höhen der Managementprämie nach § 2 MaPrV ab dem 1. Januar 2013 

§ 2 MaPrV bestimmt, dass sich für ab dem 1. Januar 2013 erzeugten Strom die Manage-
mentprämie wie folgt berechnet:  

 

2.1 Managementprämie für Strom aus fernsteuerbaren Anlagen 

Die Managementprämie für Strom aus fernsteuerbaren Anlagen beträgt gemäß § 2 Abs. 2 
Satz 1 MaPrV bei 

1. im Jahr 2013 erzeugtem Strom: 0,75 Cent pro Kilowattstunde, 

2. im Jahr 2014 erzeugtem Strom: 0,60 Cent pro Kilowattstunde, 

3. ab dem Jahr 2015 erzeugtem Strom: 0,50 Cent pro Kilowattstunde. 

                                                
1  Öffentlich zugänglich unter folgendem Link: http://www.gesetze-im-

internet.de/bundesrecht/maprv/gesamt.pdf. 
2  BGBl I S. 2278. 
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Dies gilt nach § 2 Abs. 2 Satz 2 MaPrV ab dem ersten Tag des Kalendermonats, der auf den 
Zeitpunkt folgt, an dem die Anforderungen an fernsteuerbare Anlagen nach § 3 Absatz 1 
MaPrV erstmals erfüllt wurden (s. nachfolgend unter Nr. 3). Bis dahin sind für diese Anlagen 
die Managementprämien nach nachfolgendem Punkt 2.2 anzuwenden (§ 2 Abs. 1 MaPrV). 

 

2.2 Managementprämie für Strom aus sonstigen Anlagen 

Die Managementprämie beträgt für Strom aus sonstigen Anlagen (d.h. aus nicht-
fernsteuerbaren Anlagen) bei 

1. im Jahr 2013 erzeugtem Strom: 0,65 Cent pro Kilowattstunde, 

2. im Jahr 2014 erzeugtem Strom: 0,45 Cent pro Kilowattstunde, 

3. ab dem Jahr 2015 erzeugtem Strom: 0,30 Cent pro Kilowattstunde. 

 

3 Anforderungen an fernsteuerbare Anlagen nach § 3 MaPrV 

Gemäß § 3 Abs. 1 MaPrV sind Anlagen dann fernsteuerbar im Sinne des § 2 Absatz 2 
MaPrV, wenn die Anlagenbetreiberinnen oder Anlagenbetreiber 

1. die technischen Einrichtungen vorhalten, die erforderlich sind, damit der Dritte, an 
den sie den Strom nach § 33b Nummer 1 EEG 2012 direkt vermarkten, oder eine 
andere Person, an die dieser Strom weiterveräußert wird, jederzeit 

a) die jeweilige Ist-Einspeisung abrufen kann und 

b) die Einspeiseleistung ferngesteuert reduzieren kann, und 

2. dem Dritten oder der anderen Person nach Nummer 1 die Befugnis einräumen, je-
derzeit 

a) die jeweilige Ist-Einspeisung abzurufen und 

b) die Einspeiseleistung ferngesteuert in einem Umfang zu reduzieren, der für eine 
bedarfsgerechte Einspeisung des Stroms erforderlich ist. 

Gemäß § 3 Abs. 2 MaPrV gilt § 46 Nummer 3 EEG 2012 für die Fernsteuerungs-
Voraussetzungen nach § 3 Abs. 1 MaPrV entsprechend. Dies bedeutet, dass Anlagenbetrei-
ber dem für sie abnahme- und vergütungsverpflichteten Netzbetreiber bis zum 28. Februar 
eines Jahres die für die Endabrechnung des Vorjahres erforderlichen Daten – hier also die 
erforderlichen Angaben zu den Voraussetzungen für die Fernsteuerbarkeit der Anlage – zur 
Verfügung zu stellen haben. In der Begründung zum Regierungsentwurf3 von § 3 Abs. 2 
MaPrV ist hierzu folgendes festgehalten worden: 

                                                
3  http://www.clearingstelle-eeg.de/files/RegE.pdf 
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„Den Nachweis über die Voraussetzungen nach Absatz 1 haben Anlagenbetreiberinnen 

und Anlagenbetreiber ebenso wie die übrigen für die jährliche Endabrechnung erforder-

lichen Daten dem Netzbetreiber bis zum 28. Februar des jeweils folgenden Kalender-

jahres zur Verfügung zu stellen. Dies wird durch Absatz 2 klargestellt. Für den Nach-

weis kommen alle üblichen Beweismittel in Betracht. In der Regel ausreichend dürfte es 

sein, wenn dem Netzbetreiber sowohl Erklärungen von der Anlagenbetreiberin oder 

dem Anlagenbetreiber und dem Direktvermarkter über die Installation der Einrichtungen 

zur Abrufung der Ist-Einspeisung und zur Fernsteuerung (einschließlich technischer Da-

ten und Errichtungszeitpunkt) als auch Protokolle über die Kommunikation zwischen 

den Anlagen und den Direktvermarktern vorgelegt werden. Insbesondere bei Zweifeln 

kann der Netzbetreiber aber auch weitere Nachweise verlangen.“ 

§ 3 Abs. 3 MaPrV legt weiterhin fest, dass für Anlagen, bei denen nach § 21c EnWG Mess-
systeme im Sinne von § 21d EnWG einzubauen sind, die die Anforderungen nach § 21e 
EnWG erfüllen, die Abrufung der Ist-Einspeisung und die ferngesteuerte Reduzierung der 
Einspeiseleistung nach § 3 Abs. 1 MaPrV über das Messsystem erfolgen muss, wobei § 21g 
EnWG zu beachten ist. Solange der Einbau eines Messsystems nicht technisch möglich im 
Sinne von § 21c Absatz 2 EnWG ist, sind gemäß § 3 Abs. 3 Satz 2 MaPrV unter Berücksich-
tigung der einschlägigen Standards und Empfehlungen des Bundesamtes für Sicherheit in 
der Informationstechnik Übertragungstechniken und Übertragungswege zulässig, die dem 
jeweiligen Stand der Technik entsprechen. Auch hierbei ist § 21g EnWG zu beachten. Dies 
gilt gemäß § 3 Abs. 3 Satz 3 MaPrV auch entsprechend für Anlagen, bei denen aus sonstigen 
Gründen keine Pflicht zum Einbau eines Messsystems nach § 21c EnWG besteht. 

Schließlich stellt § 3 Abs. 4 MaPrV klar, dass die Befugnis zur Abrufung der Ist-Einspeisung 
und insbesondere zur Anlagenregelung, die nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 MaPrV dem Dritten 
oder der anderen Person eingeräumt wird, das Recht des Netzbetreibers zum 
Einspeisemanagement nach § 11 EEG nicht beschränken darf. 

 

4 Präzisierung der Anforderungen nach § 3 Abs. 3 MaPrV im Lichte von 
§ 21c und § 21d EnWG 2011 

Wie vorstehend beschrieben, sind aufgrund von § 3 Absatz 3 MaPrV besondere Anforderun-
gen an die Datensicherheit der Kommunikationsanbindung zu beachten, mit der die Fern-
steuerbarkeit der Anlagen nach § 3 Absatz 1 MaPrV gewährleistet wird. Diese Regelung dient 
dazu, direkt vermarktende Windenergie- und Fotovoltaikanlagen im Rahmen ihrer Fernsteue-
rungsanbindung über öffentliche Kommunikationsnetze vor Hacking-Angriffen und anderen 
Manipulationsversuchen, die ihren Ursprung in Kommunikationsnetzen haben, zu schützen.  

Die Anforderungen nach § 3 Absatz 3 MaPrV stellen keine Anspruchsvoraussetzung für die 
Managementprämie dar; Verstöße gegen diese Datensicherheitsanforderungen können je-
doch zivilrechtliche Schadensersatzansprüche begründen (siehe unten Nr. 4.3.5). 

Nachfolgend werden die Anforderungen des § 3 Absatz 3 MaPrV an die Fernsteuerungs-
kommunikation nach § 3 Absatz 1 MaPrV näher erläutert. 
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Zu beachten ist, dass die Anforderungen an die Fernsteuerbarkeit nach § 3 Absatz 1 MaPrV, 
dass technische Einrichtungen vorgehalten werden, mit deren Hilfe über entsprechende 
Fernkommunikation die jeweilige Ist-Einspeisung abgerufen und die Einspeiseleistung fern-
gesteuert reduziert werden kann, grundsätzlich deckungsgleich mit den Anforderungen nach 
§ 6 Absatz 1 Nr. 1 und 2 EEG 2012 sind. 

 

4.1 Systematik des § 3 Absatz 3 MaPrV 

Nach § 3 Absatz 3 MaPrV muss für Anlagen zur Stromerzeugung aus Windenergie oder aus 
solarer Strahlungsenergie, bei denen nach § 21c EnWG Messsysteme im Sinne von § 21d 
EnWG einzubauen sind, die Abrufung der Ist-Einspeisung und die ferngesteuerte Reduzie-
rung der Einspeiseleistung nach § 3 Absatz 1 MaPrV über das Messsystem im Sinne von 
§ 21d EnWG erfolgen (Satz 1). Diese Messsysteme müssen zudem die Anforderungen des 
§ 21e EnWG insbesondere zu Datenschutz und Datensicherheit erfüllen. 

Solange der Einbau von Messsystemen im Sinne von § 21d EnWG nicht technisch möglich 
im Sinne von § 21c Absatz 2 EnWG ist (Satz 2) oder aus sonstigen Gründen keine Pflicht 
zum Einbau eines Messsystems nach § 21c EnWG besteht (Satz 3), sind unter Berücksichti-
gung der einschlägigen Standards und Empfehlungen des Bundesamtes für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) Übertragungstechniken und Übertragungswege zulässig, die dem 
jeweiligen Stand der Technik entsprechen.  

Technisch möglich ist ein Einbau nach der gesetzlichen Regelung in § 21c Absatz 2 Satz 1 
EnWG, wenn Messsysteme, die den gesetzlichen Anforderungen genügen, am Markt verfüg-
bar sind. Da die Messsysteme nach § 21e EnWG u.a. den Anforderungen des Schutzprofils 
entsprechen müssen, das derzeit vom Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 
erarbeitet wird, aber erst auf Grundlage der nach § 21i EnWG zu erlassenden Rechtsverord-
nung Bindungswirkung entfaltet, können Messsysteme, die den gesetzlichen Anforderungen 
entsprechen, erst nach Erlass der Rechtsverordnung am Markt verfügbar sein. Zudem wird 
die Rechtsverordnung voraussichtlich zusätzliche Funktionalitäten für Messsysteme ausge-
stalten, nach denen entsprechende Geräte entwickelt und auf den Markt gebracht werden. 

§ 3 Absatz 3 MaPrV dient somit der Gewährleistung einer unter Datenschutz- und Daten-
sicherheitsgesichtspunkten sicheren Anbindung von Windenergie- und Fotovoltaikanlagen, 
deren Strom unter Inanspruchnahme der Marktprämie nach § 33b Nummer 1 i.V.m. § 33g 
EEG 2012 direkt vermarktet wird.  

 

4.2 Hintergrund der Regelung in § 3 Absatz 3 MaPrV 

Anknüpfungspunkte für die Regelung des § 3 Absatz 3 Satz 1 MaPrV sind für EEG-Anlagen 
§ 7 Absatz 1 Satz 2 EEG 2012 sowie § 21c Absatz 1 Buchstabe c EnWG. Gemäß § 7 Absatz 
1 Satz 2 EEG 2012 gelten für Messstellenbetrieb und Messung von EEG-Anlagen die Vor-
schriften der §§ 21b bis 21i des EnWG sowie die aufgrund dieser Vorschriften erlassenen 
Rechtsverordnungen. 
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§ 3 Absatz 3 MaPrV knüpft an diese gesetzliche Vorgabe insoweit an, als Kommunikations-
anwendungen für Windenergie- und Fotovoltaikanlagen, deren Strom unter Inanspruchnahme 
der Marktprämie direkt vermarktet wird, über eine einheitliche Schnittstelle – nämlich das 
Messsystem im Sinne von § 21d EnWG – abzuwickeln sind, soweit und sobald dies technisch 
möglich und gesetzlich vorgeschrieben ist. Hierdurch wird eine unerwünschte Entwicklung 
paralleler Kommunikationsstrukturen an derselben EEG-Anlage (Messsystem einerseits und 
Fernsteuerungskommunikation andererseits) vermieden.  

Auf diesem Weg sollen insbesondere auch die mit der Regelung verfolgten Datenschutz- und 
Datensicherheitsinteressen umgesetzt werden: Messsysteme im Sinne von § 21d EnWG 
müssen gemäß § 21e EnWG erhöhten Anforderungen zur Gewährleistung von Datenschutz 
und Datensicherheit genügen, die gemäß § 21i Absatz 1 Nummer 3 und 4 EnWG durch 
Rechtsverordnung noch näher auszugestalten sind. Bei der ferngesteuerten Regelung von 
Wind- oder Solarstromanlagen durch dritte Personen (z.B. den Direktvermarktungsdienstleis-
ter) über eine Fernkommunikationsanbindung müssen insbesondere Hacking-Angriffe durch 
entsprechende Datensicherheitsvorkehrungen unterbunden werden. Durch diese soll verhin-
dert werden, dass die Stromeinspeisung angebundener Wind- oder Fotovoltaikanlagen von 
nicht-berechtigten Personen erhöht oder reduziert wird. Denn eine durch Hacking-Angriffe 
ausgelöste schlagartige Reduzierung der Stromeinspeisung einer Vielzahl angebundener 
Anlagen könnte neben finanziellen Schäden für die betroffenen Akteure die Netzstabilität ge-
fährden. Auch sonstige Manipulationen auf Ebene der Datenübertragung sollen hierdurch 
ausgeschlossen werden. Daher muss die Möglichkeit zur ferngesteuerten Regelung der Leis-
tung von EEG-Anlagen über das öffentliche Kommunikationsnetz besonderen Schutzniveaus 
entsprechen, um die öffentliche Stromversorgung vor Angriffen, die ihren Ursprung in Kom-
munikationsnetzen haben, zu schützen. Nur EEG-Anlagen mit einer datensicheren und zu-
verlässigen Kommunikationsanbindung können die von ihnen zukünftig erwartete flexible und 
zugleich zuverlässige Rolle im Elektrizitätsversorgungssystem ausfüllen; hierzu müssen diese 
Anlagen mit entsprechend zukunftstauglicher Technik ausgerüstet werden.  

Messsysteme im Sinne von § 21d EnWG sind Messeinrichtungen zur Erfassung elektrischer 
Energie, die in ein Kommunikationsnetz eingebunden sind und den tatsächlichen Energiever-
brauch und die tatsächliche Nutzungszeit widerspiegeln. Die erforderliche Einbindung in ein 
Kommunikationsnetz, die gegenüber der Rechtslage vor Einführung des § 21d EnWG eine 
zusätzliche neue Anforderung an Messeinrichtungen darstellt, stellt eine Grundbedingung für 
Interaktionen in einem intelligenten Netz dar, ohne die sich beispielsweise variable Tarife 
sowie Steuersignale zu Stromspeicher- und -verbrauchseinrichtungen nicht realisieren ließen.  

Anlagen nach dem EEG, bei denen nach § 21c EnWG eine Pflicht zum Einbau von Messsys-
temen im Sinne von § 21d EnWG besteht, sind alle Neuanlagen mit einer installierten elektri-
schen Leistung von mehr als 7 Kilowatt (§ 21c Absatz 1 Buchstabe c EnWG). Neuanlagen in 
diesem Sinne sind alle ab dem 4. August 20114 in Betrieb genommenen Anlagen5.  

                                                
4  Inkrafttretensdatum des Gesetzes zur Neuregelung energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften am Tag nach 

dessen Verkündung am 3. August 2011 (BGBl. I 2011, S. 1554). 
5  Vgl. Bundestags-Drucksache 17/6072 v. 6.6.2011, S. 78. 
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Gemäß § 21c Absatz 1 Buchstabe b EnWG besteht außerdem eine Einbauverpflichtung bei 
Letztverbrauchern mit einem Jahresstromverbrauch von mehr als 6000 Kilowattstunden. Ei-
nen entsprechenden Jahresstromverbrauch können z.B. auch Bestands-Windenergieanlagen 
haben. Ob § 21c Absatz 1 Buchstabe b EnWG hinter § 21c Absatz 1 Buchstabe c EnWG 
zurücktritt, da letztere Regelung insoweit eine abschließende Spezialregelung für EEG-
Anlagen darstellt, ist u.a. Gegenstand des Verfahrens 2012/7 der Clearingstelle EEG6 und 
kann deshalb hier nicht abschließend behandelt werden.  

 

4.3 Auslegung 

4.3.1 Grundregel (§ 3 Absatz 3 Satz 1 MaPrV) 

Grundsätzlich fordert § 3 Absatz 3 Satz 1 MaPrV für alle Anlagen, die vom Anwendungsbe-
reich der MaPrV erfasst und fernsteuerbar im Sinne des § 3 Absatz 1 MaPrV sind, dass die 
Kommunikation zwischen der fernsteuernden Person (d.h. dem Dritten oder der anderen Per-
son im Sinne von § 3 Absatz 1 Nummer 1 MaPrV) und der Anlage zum Zwecke der Abrufung 
der Ist-Einspeisung und der ferngesteuerten Reduzierung der Einspeiseleistung über ein 
Messsystem im Sinne von § 21d EnWG erfolgen muss. Vom Anwendungsbereich der MaPrV 
erfasste Anlagen sind gemäß § 1 MaPrV alle Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Wind-
energie oder aus solarer Strahlungsenergie, die ihren Strom nach § 33b Nummer 1 i.V.m. 
§ 33g EEG 2012 in die Marktprämie vermarkten. 

 

4.3.1.1 Anwendungsbereich: Neuanlagen über 7 kW installierter Leistung 

Die Grundregel des Satzes 1 gilt in allen Fällen, in denen nach § 21c EnWG in eine Anlage 
Messsysteme im Sinne von § 21d EnWG einzubauen sind. Eine Pflicht zum Einbau von 
Messsystemen in diesem Sinne besteht nach § 21c Absatz 1 Buchstabe c EnWG bei allen 
EEG-Anlagen, die nach dem 3. August 2011 in Betrieb genommen wurden und eine installier-
te Leistung von mehr als 7 Kilowatt aufweisen (s.o. zu Nr. 4.2.).  

Für sämtliche vor dem 4. August 2011 in Betrieb genommenen Anlagen sowie für ab dem 4. 
August 2011 in Betrieb genommene Anlagen mit einer installierten Leistung von nicht mehr 
als 7 Kilowatt besteht nach dieser Vorschrift keine Pflicht zum Einbau von Messsystemen7. 

 

4.3.1.2 Ausnahme: Einbau von Messsystemen technisch nicht möglich 

Die Pflicht zur Kommunikation zwischen der fernsteuernden Person und der Anlage über das 
Messsystem im Sinne von § 21d EnWG besteht nur, soweit der Einbau des Messsystems 
auch im Übrigen verpflichtend ist. Eine Pflicht zum Einbau von Messsystemen besteht bei 

                                                
6  Link zur Verfahrensseite: http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2012/7 
7  Bei EEG-Bestandsanlagen, die gleichzeitig Letztverbraucher mit Jahresverbrauch von mehr als 6.000 kWh 

sind, siehe Hinweise unter Nr. 4.2. 
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den nach § 21c Absatz 1 Buchstabe c EnWG verpflichteten Anlagen nur, soweit dies tech-
nisch möglich ist.  

Technisch möglich in diesem Sinne ist der Einbau von Messsystemen gemäß § 21c Absatz 2 
Satz 1 EnWG erst dann, wenn Messsysteme am Markt verfügbar sind, die den gesetzlichen 
Anforderungen – u.a. den Vorgaben der noch zu erlassenden Rechtsverordnung nach § 21i 
EnWG – genügen. Solange derartige Messsysteme nicht am Markt verfügbar sind und daher 
auch nicht eingebaut werden können, ruht die Einbauverpflichtung und dementsprechend 
auch die Pflicht zur Kommunikation zwischen der fernsteuernden Person und der Anlage 
über Messsysteme. Mit dieser Einschränkung wird dem Umstand Rechnung getragen, dass 
sich Messsysteme zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der MaPrV noch in der Entwicklungspha-
se befinden.  

 

4.3.1.3 Rechtsfolge: Kommunikation über das Messsystem 

In allen Fällen des § 3 Absatz 3 Satz 1 MaPrV muss die Fernsteuerungskommunikation über 
das einzubauende Messsystem im Sinne von § 21d EnWG erfolgen. Messsysteme müssen 
daher so beschaffen sein, dass über sie eine Fernsteuerungskommunikation im Rahmen des 
§ 3 Absatz 1 MaPrV technisch möglich ist; solange keine Messsysteme am Markt verfügbar 
sind, über die eine entsprechende Fernsteuerung gewährleistet ist, gilt § 3 Absatz 3 Satz 2 
MaPrV.  

 

4.3.2 Übergangsregel (§ 3 Absatz 3 Satz 2 MaPrV) 

Solange ein Einbau eines Messsystems nach den oben definierten Kriterien technisch nicht 
möglich ist, findet die Übergangsregel des § 3 Absatz 3 Satz 2 MaPrV Anwendung. Hiernach 
ist die Pflicht zur Fernsteuerungskommunikation über das Messsystem im Sinne von § 21d 
EnWG suspendiert, solange der Einbau dieser Messsysteme nicht technisch möglich im Sin-
ne von § 21c Absatz 2 Satz 1 EnWG ist.  

Solange der Einbau von besonders geschützten Messsystemen, die auch eine Fernsteue-
rungskommunikation nach § 3 Absatz 1 MaPrV ermöglichen, technisch nicht möglich ist, sind 
für die Abrufung der Ist-Einspeisung und die ferngesteuerte Reduzierung der 
Einspeiseleistung stattdessen Übertragungstechniken und Übertragungswege zulässig, so-
weit diese dem jeweiligen Stand der Technik entsprechen und soweit die einschlägigen Stan-
dards und Empfehlungen des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) 
berücksichtigt werden. Diesen Anforderungen genügen bis auf Weiteres in technischer Hin-
sicht alle diejenigen Systeme/Übertragungstechniken, deren Einsatz nicht mit besonderen 
Gefahren für die System- und Versorgungssicherheit verbunden sind. Dies ist insbesondere 
der Fall, wenn Anforderungen aus der Technischen Richtlinie 3109 zur gegenseitigen 
Authentisierung, Verschlüsselung, Integritätssicherung und Signierung an die Kommunikati-
onsverbindung im WAN umgesetzt werden. 
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Bezüglich Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten gilt auch insoweit 
§ 21g EnWG entsprechend. 

 

4.3.3 Entsprechende Geltung der Übergangsregel in § 3 Absatz 3 Satz 2 MaPrV auch 
für andere EEG-Anlagen (§ 3 Absatz 3 Satz 3 MaPrV) 

§ 3 Absatz 3 Satz 3 MaPrV stellt klar, dass auch bei kleineren EEG-Anlagen mit einer instal-
lierten elektrischen Leistung von maximal 7 Kilowatt sowie bei Anlagen, die vor dem 4. Au-
gust 2011 in Betrieb genommen wurden, technische Mindestanforderungen einzuhalten sind, 
soweit sie keiner Pflicht zum Einbau von Messsystemen unterliegen8. Hier gilt das zu § 3 Ab-
satz 3 Satz 2 MaPrV Gesagte entsprechend (s.o. zu 4.3.2).  

Ebenso gilt die Übergangsregel des § 3 Absatz 3 Satz 2 MaPrV in Fällen, in denen die Ver-
pflichtung zum Einbau eines Messsystems aufgrund des derzeit im Gesetzgebungsverfahren 
vorgesehenen § 21e Absatz 5 EnWG-E9 ruht, d.h. wenn ein Messsystem unter den dort ge-
nannten Voraussetzungen bis zum 31. Dezember 2014 in die Anlage eingebaut wird, das den 
Anforderungen aus § 21e Absatz 2 und 4 EnWG nicht genügt. Auch in diesen Fällen bestün-
de für den Zeitraum von maximal acht Jahren, in dem die Einbauverpflichtung nach § 21e 
Absatz 5 EnWG-E ruhen würde, keine Pflicht im Sinne von § 3 Absatz 3 Satz 1 MaPrV zur 
Abrufung der Ist-Einspeisung und zur ferngesteuerten Reduzierung der Einspeiseleistung 
über das Messsystem. Die Pflicht zur Fernsteuerungskommunikation über das Messsystem 
nach § 3 Absatz 3 Satz 1 MaPrV gilt hier ab dem Zeitpunkt, in dem das Messsystem im Sinne 
von § 21e Absatz 5 EnWG-E durch ein Messsystem im Sinne von § 21d EnWG ersetzt wird.  

 

4.3.4 Verpflichtete nach § 3 Absatz 3 MaPrV 

Die Anforderungen an die Fernsteuerungskommunikation über Messsysteme im Sinne von 
§ 21d EnWG gemäß Satz 1 sowie an die ersatzweise zulässige Nutzung von Übertragungs-
techniken und Übertragungswegen nach dem Stand der Technik gemäß Satz 2 und 3 sind 
als Verpflichtung für die an der Direktvermarktung beteiligten Personen ausgestaltet. Konkret 
gilt diese Verpflichtung einerseits für Anlagenbetreiber, die anlagenseitig die entsprechende 
Kommunikationsanbindung sicherstellen müssen, und andererseits für den Dritten oder die 
andere Person nach § 3 Absatz 1 MaPrV, die über die nach § 3 Absatz 3 MaPrV vorge-
schriebenen Kommunikationswege die Ist-Einspeisung abrufen und die Einspeiseleistung 
ferngesteuert reduzieren. 

 

                                                
8  Siehe Verfahren 2012/7 der Clearingstelle EEG, Link zur Verfahrensseite: http://www.clearingstelle-

eeg.de/empfv/2012/7. 
9  Zugrunde gelegt ist § 21e Absatz 5 EnWG-E in der Fassung der Formulierungshilfe vom 15.10.2012 für 

einen Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP zu dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung für ein Drittes Gesetz zur Neuregelung energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften; diese BDEW-
Anwendungshilfe steht insoweit unter dem Vorbehalt des Beschlusses des Deutschen Bundestages. Bei 
Änderung der vorgeschlagenen Änderung des § 21e Absatz 5 EnWG durch den Deutschen Bundestag 
wird die BDEW-Anwendungshilfe entsprechend angepasst. 
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4.3.5 Rechtsfolge von Verstößen gegen § 3 Absatz 3 MaPrV 

Verstöße gegen die Verpflichtungen aus § 3 Absatz 3 MaPrV können ggf. zivilrechtliche 
Schadensersatzansprüche nach sich ziehen. Ein Verstoß liegt vor, wenn ein Verpflichteter 
nach § 3 Absatz 3 MaPrV nicht alles in seinem Verantwortungsbereich Erforderliche veran-
lasst hat, um die Datensicherheit der Fernsteuerungskommunikation mit der jeweiligen Anla-
ge zu gewährleisten. 

Ein Verstoß gegen die Vorgaben des § 3 Absatz 3 MaPrV führt andererseits jedoch nicht zum 
Verlust des Anspruchs auf die Managementprämie, da Absatz 3 nicht als Anspruchsvoraus-
setzung für die Managementprämie ausgestaltet ist. Die Verordnungsbegründung zu § 3 Ab-
satz 3 MaPrV stellt dies ausdrücklich klar10: 

„Absatz 3 ist als Verpflichtung für die an der Direktvermarktung beteiligten Personen 

ausgestaltet. Sie haben jeweils das in ihrem Verantwortungsbereich Erforderliche zu 

veranlassen. Empfehlenswert sind entsprechende vertragliche Regelungen zwischen 

der Anlagenbetreiberin oder dem Anlagenbetreiber und dem Dritten, an den der Strom 

veräußert wird. Verstöße gegen Absatz 3 führen nicht zu einem Verlust des An-

spruchs auf die Managementprämie, weil Absatz 3 nicht als Anspruchsvoraussetzung 

ausgestaltet ist; Verstöße können jedoch ggf. zivilrechtliche Schadensersatzansprü-

che begründen.“11 

Kann ein Anlagenbetreiber die nach dem EEG und nach den übrigen Vorschriften der MaPrV 
geforderten Anspruchsvoraussetzungen für die Managementprämie für Strom aus fernsteu-
erbaren Anlagen nachweisen, so besteht der Anspruch gegen den Netzbetreiber auf die Ma-
nagementprämie nach § 2 Absatz 2 MaPrV auch, wenn die Anforderungen nach § 3 Absatz 3 
MaPrV nicht nachweislich erfüllt sind. 

Da es sich bei den Bestimmungen des § 3 Absatz 3 MaPrV nicht um anspruchsbegründende 
Voraussetzungen der Managementprämie und somit nicht um für die Endabrechnung des 
jeweiligen Vorjahres erforderliche Daten im Sinne von § 46 Nummer 3 EEG 2012 handelt, 
sind Anlagenbetreiber nicht verpflichtet, dem Netzbetreiber bis zum 28. Februar eines Jahres 
die Erfüllung der Vorgaben des § 3 Absatz 3 MaPrV nachzuweisen. 

 

4.4 Ergebnis 

1. Sobald Messsysteme im Sinne von § 21d EnWG zur Verfügung stehen und bei 
EEG-Anlagen einzubauen sind, über die eine Fernsteuerungskommunikation im 
Sinne von § 3 Absatz 1 MaPrV (Abrufung der Ist-Einspeisung und die ferngesteuer-
te Reduzierung der Einspeiseleistung) möglich ist, muss die Fernsteuerungskom-
munikation im Sinne von § 3 Absatz 1 MaPrV über das Messsystem erfolgen. 

2. Solange entsprechende Messsysteme im Sinne von § 21d EnWG noch nicht ver-
fügbar sind oder aus sonstigen Gründen nicht oder noch nicht eingebaut werden 

                                                
10  Hervorhebungen durch BDEW. 
11  Vgl. Bundestags-Drucksache 17/10571 v. 29.8.2012, S. 16. 
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müssen, kann die Abrufung der Ist-Einspeisung und die ferngesteuerte Reduzie-
rung der Einspeiseleistung auch über andere BSI-konforme Übertragungstechniken 
und Übertragungswege erfolgen. Diese müssen dem jeweiligen Stand der Technik 
entsprechen.  

3. Ein Verstoß gegen die Anforderungen des § 3 Abs. 3 MaPrV an die Übertragung 
der Fernsteuerungskommunikation führt nicht zum Entfallen des Anspruchs der An-
lagenbetreiber auf die Managementprämie, kann jedoch möglicherweise zivilrecht-
liche Schadensersatzansprüche aufgrund von unterlassenen Maßnahmen zur 
pflichtgemäßen Sicherung der Fernsteuerungskommunikation nach § 3 Abs. 3 
MaPrV begründen. Ein Nachweis der Anforderungen des § 3 Abs. 3 MaPrV bei der 
Endabrechnung gegenüber dem Netzbetreiber ist nicht erforderlich. 

 

5 Veröffentlichungspflicht der energieträgerspezifischen Referenzmarkt-
werte durch die Übertragungsnetzbetreiber 

Gemäß § 4 MaPrV müssen die Übertragungsnetzbetreiber die Höhe der Managementprämie 
nach § 2 MaPrV bei der Veröffentlichung der energieträgerspezifischen Referenzmarktwerte 
„RWWind Onshore“, „RWWind Offshore“ und „RWSolar“ nach § 48 Absatz 3 Nummer 1 EEG 2012 in 
Verbindung mit Nummer 3.2 Buchstabe f und Nummer 3.4 der Anlage 4 zum EEG 2012 be-
rücksichtigen. 
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